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Wahlprog~amm 'der FDP zur Landtagswahl1962 
Beschrossen auf der Landesvertreteiversammlung 

.. in Flensburg am 6. Juli 1962 

Der Wähler hat sich bei den Bundestagswahlen und den letzten 
schleswig-holsteinischen Kommunalwahlen gegen ein Zweipar­
teiensystem und gegen die absolute Mehrheit einer Partei ent­
schieden. Er hat die FDP ~Is eine der drei Parteien, die das poli­
tische Geschehen bestimmen, bestätigt. überall in der freien Welt 
sind die liberalen Parteien in letzter Zeit wesentlich stärker ge­
worden. Bei den kommenden Landtagswahlen gilt es, diese I';nt­
scheidung auch für die politische Kräfteverteilung im Schleswig­
Holsteinischen Landtag zu vollziehen: Die FDP muß im Interesse 
einer ausgeglichenen Landespolitik gestärkt werden! 

Die Erfolge der schleswig-holsteinischen Landesregierung sind durch 
die FDP maßgeblich mitbestimmt worden. Die FDP ist weiterhin zur 
Regierungsverantwortung bereit. Sie wird ihrem Berliner Programm ent­
sprechend die Verwirklichung folgender Grundsätze und Ziele anstreben: 

Schleswig - holsteinische Politik nenbildung unverzüglich und mit 
muß in erster Linie gesamtdeutsche aUen Kräften praktisch erprobt 
Politik sein. Diese Aufgabe kann werden. Die musische Erziehungs­
nur erfüllt werden, wenn Parlament und .Bildungsarbeit ist personell und 
und Regierung unverrückbar für die materiell mehr als bisher zu fördern. 
Wiederver.einigung eintreten. Die Der Jugend auf dem Lande sind 
Freien Demokraten bejahen das beschleunigt die gleichen Bildungs­
Selbstbestimmungsrecht der Völker chanceI:l' wie in der Stadt zu erschlie­
und bekräftigen den Rechtsanspruch ßen. Wo die örtlichen Verhältnisse ' 
der Vertriebenen auf die verlorene es ermöglichen, sind Dörfergemein­
Heimat. schaftsschulen mindestens für die 

Die FDP lehnt den überspitzten Oberstufe der Volksschulen zu schaf- · 
Föderalismus ab und bekennt sich fen. 
zu einer Stärkung des Bundes. Sie Eine eigene Bildungsstätte für ei-
wird daher im Rahinen der Landes- nen eigenständigen zweiten Bildungs- . 
politik jede bundeseinheitliche Re- weg auf der Grundlage der Berufs­
gelung unterstützen. bildung und der Berufserfahrung 

Die Organisation der Landesver- muß auch in Schleswig-Holstein ge­
waltung ist zu straffen und so über- schaffen werden. Mit den steigenden 
sichtlich zu regeln, daß unnötiger Bildungsanforderungen sind für die 
Verwaltungsleerlauf und Streit über Erwachsenenbildung im Landeshaus­
Zuständigkeiten vermieden werden. halt mehr Mittel als bisher bereitzu­
Die Personalpolitik des Landes !'puß stellen. 

Das Land muß zusätzlich Maß­
nahmen ergreifen, um das Heilklima 
Schleswig-Holsteins und seine gün-

' stige Lage für den Fremdenverkehr 
besser auszunutzen. In den Bädern 
und Kurorten sind deshalb alle 
Einrichtungen und Anlagen zu för­
dern, die eine Saison verlängerung 
und Kapazitätserweiterung zum Zie­
le haben. 

Fortschrittliche Agrarpoliilk 
Die Agrarpolitik muß darauf aus­

gerichtet sein, daß die Strukt.ur un­
serer Landwirtschaft auch weiterhin 
durch den bäuerlichen Familienbe­
trieb bestimmt wird. Was durch 
Siedlungs- und Strukturma13nahmen 
geschaffen wurde, muß erhalten blei­
ben und - soweit notwendig - auf­
gestockt werden. 

Aus der besonderen Lage Schles­
wig-Holsteins ergeben sich darüber­
hinaus folgende Folgerungen : 

Die Transportkosten für alle land­
wirtschaftlichen Erzeugnisse und Be­
darfsgüter . müssen so gestaltet wer­
den, daß die Nachteile der markt­
fernen Lage ausgeglichen werden. 
Der eigenen Landwirtschaft muß er­
möglicht werden,. im Wettbewerb 
mit den Marktzusammenschlüssen 
des Auslandes den eigenen Markt 
aufrechtzuerhalten und neue Märk­
te zu erschließen. Deshalb muß 
das Land die Entwicklung gemein­
samer Absatzformen aller an Er­
zeugung, Handel und Verarbeitung 
Beteiligten mit allem ihm zur Ver­
fügung stehenden finanziellen und 
rechtlichen Mitteln fördern. 
Um den Absatz der Erzeugnisse zu 
verbessern, ist der Ausbau der Er­
nährungsindustrie zu fördern. 
Die Ausbildung und Tätigkeit von 
berufsmäßigen Familienhelferinnen 
zur Entlastung der Landfrau, insbe­
sondere zur Aushilfe für erholungs­
bedürftige, erkrankte und kinder­
reiche Landfrauen ist zu unterstüt-
zen. 

gewährleisten, daß kein Angehöri- Für die Volksschulen müssen wei­
ger des öffentlichen Dienstes aus tere hauptamtliche Leiter- und Do­
parteipolitischen oder,konfessionellen zentensteIlen geschaffen und ausrei-
Gründen bevorzugt oder benachtei- chende Räume eingerichtet werden. Sozialpolitik der Freiheit 
ligt wird. Um die Gesundheit unserer Ju- Die Sozialpolitik der FDP soll je-

Die Freien Demokraten treten für gend zu sichern, müssen Turnen und dem Bürger ein Höchstmaß an Selb­
eine gleiche Besoldung aller AnKe- Sport inner- und außerhalb der ständigkeit und persönlicher Unab­
hörigen des öffentlichen Dienstes in Schulen stärker gefördert werden. hängigkeit sichern. Jeder soll ohne 
Bund, Ländern und Gemeinden ein, Voraussetzung dafür ist der Bau Rücksicht auf Herkunft und Besitz 
bei der durch rechtzeitige Maßnah- weiterer Turnhallen und Sportstät- entsprechend seiner Begabung und 
men sicherzustellen ist, daß die Be- ten. Sie sind den Vereinen und der seiner Leistungen aufsteigen können. 
soldung der allgemeinen Wirtschafts- Bevölkerung unentgeltlich zur Ver- Die soziale Hilfe der Allgemeinheit 
entwit'klung Rechnung trägt. fügung zu stellen. muß allen gelten, die durch Krank-

Das Landeswahlrecht muß dem Für eine gesunde Wirtschaft heit, Alter oder durch den Verlust 
Bundeswahlrecht angeglichen wer- Die ISchaftsPOlitik muß darauf ihrer ~xistenzgrundlage in Not ge-
den, um dem Wähler die richtige ausger t sein, die sich aus Lage raten smd. 
St~mabgabe zu erleichtern. Die und st tur des Landes ergeben- ' Die überalterung der Bevölkerung 

'. Ehu:i.cb..tUJlgen.. der PATlameptariscben , den Nachteile auszugleichen . .. Das . erfordert erhöhte Mittel zum Auf­
' ·V~rt):'e.ter .U,DJ:i Jles _Opp~,sitiii~sfüllr'ers :.gilt insbesondere im JIinblick aut die . bau, Ausbau und Unterhalt der be-
. die ~aus ' ,den.- .e.l)gljscb~ii :zw~ip;rrtei~ durch ' die EWG gesclJ.aftene neue stebende~ Krankenhäuser und Lan­

. :en~ystem . üpernommen-wur~en, ·slna- · Situation. Schleswig-Holstein , liegt ., deskr~nkenhäuser für Alte und Ge.; >Y _ 

~. abzuschaffen; . ' " nicht nur verkehrsfern es ist auch brechliche. 
Das schleswig-holsteinische. Kom- ei~ ro~~rmes Land. Die indus- Die Sozialgesetze des Bundes müs-

munalwahlrecht ist ungerecht. Es tnelle WilWlcklung war daher lang- sen durch die Landesverwaltung un­
muß unmöglich werden daß eine samer und schwieriger als in den bürokratisch und großzügig ange­
Minderheit von Wählern' die Mehr- übrigen Bundesländern. Noch heute wendet werden. Engherzige Ausle­
heit in der Vertretung bekommt. ist Schleswig-Holstein ein steuer- gung und rechthaberische Prozesse 

Die Selbstverwaltung der Kreise schwache.s La~? der öftentlichen Hand bis in die 
und Gemeinden ist sowohl durch eine Nur em starke!.e~, der Arbelts- letzte Instanz verkehren den sozia­
Reform der Kommunalverfassungs- marktlage sorgfalt!g angepaßter len Inhalt dieser Gesetze in ihr Ge­
gesetze als auch finanziell zu stär- Ausbau der gewerbhcb:~n. und Indu- genteil. Die FDP fordert wie im 
ken. Die Vorsitzenden der Vertre- st~ielIenWi~tscbaft ermoghcht ~chle~- Bund so auch durch eine Initiative 
tungen müssen durch Mehrheits- wlg-~olstem. den Anschlu~ an dl~ des Landes die Beseitigung der so­
wahl berufen werden. Die Beteili- ~ntwIC:l~lung 1m BWld~sgeblet: DabeI zialen Rentenanrechnungsverfahren, 
gung aller in die Vertretung gewäl- smd mcht zul~tzt die bereIts ~e- die die Angleichung von Renten an 
ten politischen Gruppen an der Aus- schafte~en Ans~tze auf dem GebIet die gestiegenen Lebenshaltungsko­
schußarbeit ist. siCherzustellen. Für der wlrts~aftl.lchen Nutz.ung der sten und den höheren Lebensstan-

I die leitenden Verwaltungsbeamten KernenergIe weIter zu entWlckeln. dard durch Abzüge bei anderen 
I der Kreise und kreisfreien Städte Da größere Wirtschaftsräume Renten zunichte machen. 

ist die gleichzeitige Wahrnehmung schärfere Wettbewerbsbedingungen Die Auszahlung der durch den Ge­
ihres Amtes und eines Landtagsman- bringen, muß in einem Lande mit setzgeber bewilligten Sozial- und 
dats auszuschließen. vorwiegend Klein- und Mittelindus- Versorgungsleistungen muß jeweils 

trie und einem ausgeprägten Hand- durch die Verwaltung beschleunigt 
werk in ganz besonderem Maße durchgeführt und darf nicht - wie 
ein e z i eIs t r e b i g e S t r u k t u r- beispielsweise bei den Kriegsopfern 
pol i ti k, ein e pI a n voll eIn - und 13lern - durch die Verzöge­
v e s t i t ion s p 0 I-i t i k und ein e rung von Durchführungsbestimmun­
den Er f 0 r der n iss e nun s e- gen aufgehalten werden. 

Stärke, Ausrüstung und Einsa tz. 
der Landespolizei müssen mehr ftls 
bisher der Bekämpfung der Krimi­
nalität, insbesondere der alarmie­
rend zunehmende'n Jugendkrimin:o. li­
tät dienen. Die Verfolgung von Ein­
brüchen, Sittlichkeitsverbrechen an 

r Jugendlichen und anderen Delikten 
darf nicht hinter dem Aufspüren 
von Parksündern und zweifelhaften 
Geschwindigkeitskontrollen zurück­
treten. 

Die FDP unterstützt die Arbeit der 
christlichen Kirchen, die mit ihrem 
religiösen Wirken dem Menschen 
helfen und das Gewissen für die 
sittlichen Grundlagen der Gemein­
schaft stärken. Die FDP wendet sich 
aber gegen eine Konfessionalisierung 
des öffentlichen Lebens ebenso wie 
gegen Mißbrauch der Religion für 
parteipolitische Zwecke. Die Gemein­
schaftsschule auf christlicher Grund­
lage muß in Schleswig-Holstein un­
angetastet bleiben. 

Bildung und Erziehung 
haben Vorrang 

Bildung und Erziehung gehören 
zu den wichtigsten Aufgaben des 
Landes. Träger der Bildungsaufga­
be ist der Lehrer. Seine Ausbildung 
und gesellschaftliche Stellung müssen 
seiner Bedeutung entsprechen. Kein 
Zweig unseres Bildungswesens ent­
spricht heute noch seinem ursprüng­
lichen Ideal und ist noch den An­
forderungen unserer Gesellschaft ge-

I wachsen. Anstelle verfrühter allgp.­
meiner Schulreformen verlangen die 
Freien Demokraten, daß auch in un­
serem Lande in Schul versuchen und 
Modellschulen Vorschläge für eine 
durchgreifende Reform unseres Bi!­
dungswesens von der Volk-sschule 
bis zur Hochschule und Erwachse-

re r Wir t s c h a f t a n g e paß t e Die FDP fordert vordringliche 
E n erg i -e pol i t i k betrieben wer- Hilfe für die Opfer des Krieges, die 
den. Dies trifft in besonderem Maße gesundheitliche und wirtschaftliche 
auf das Hamburger Randgebiet zu. Schäden erlitten haben. Auch bei 

Voraussetzung für die Erhaltung den Maßnahmen des Landes gebührt 
und weitere Entwit'klung aller Wirt- der Versorgung der Kriegsopfer der 
schaftszweige ist vor allem ein gut Vorrang in der Sozialpolitik. 
funktionierendes Verkehrssystem im Die FDP tritt für eine gerechte 
Lande. Die nächste Landesregie- Entschädigung der Vertriebenen und 
rung muß sich daher einsetzen für: Flüchtlinge . nach Maßgabe der er-

den beschleunigten verkehrsgerech- litten eil inaiViduellen Vermögellsver-
ten Ausbau der großen Verbin- I t . D' A hl d H dungs straßen des Landes von Nord us e em. le usza ung er aupt-
nach Süd und Ost nach West, ins- entschädigung muß besclileunigt 
besondere für den Bau einer Auto- durchgeführt werden. Die Eingliede­
bahn von Hamburg zur dänischen rung der Vertriebenen, Flüchtlinge 
Grenze; und Spätheimkehrer muß erfolg­
die Beseitigung ' von Verkehrseng- reich beendet werden. Die Sowjetzo­
pässen sowohl an den großen Durch- nenflüchtlinge sind sozial und recht­
gangsstraßen als auch an den Stras- lich den Heimatvertriebenen gleich­
sen des zwischenörtlichen Verkehrs; zustellen. 
die Elektrifizierung der Bahnstrek­
ken von Hamburg nach Flensburg; 
Lübeck und Kiel und der Vororts­
strecken im Hamburger Raum; 
den Bau des Nord-Südkanals und 
die Vertiefung des Nord-Ostsee­
und des Elb-Travekanals. 

Unter Wahrung der Selbstverwal­
tung der DeiCh- und Siel verbände 
sind die Bestrebungen zur Sicherung 
unserer Küste mit allen Mitteln zu 
unterstützen. 

Hauptziel der Wohnungsbaupoli­
tik des Landes muß die Errichtung 
sozialgerechter Wohnungen für die 
einkommensschwache Bevölkerung 
und für junge Familien sein. Die da­
für erforderlichen Mittel sind auch 
durch die Privatisierung der von 
staatlichen Wohnungsbaugesellschaf­
ten errichteten Wohnungen zu ge­
winnen. Damit wira zugleich dem 
Ziel der Eigentumsstreuung gedient. 

Die FDP wird sich dafür einsetzen, daß die vorstehenden Grundsätz~ 
und Ziele in den kommenden viereinhalb Jahren durch den Landtag und 
die Landesregierung verwirklicht werden. Sie wird sich bei der Entschei­
dung über die Regierungsbildung nur davon leiten lassen, wie sie ihre 
Ziele ~m b~sten du!chsetzen. ka~n. Die ~reien Demokraten Schleswig­
Holstems smd bereIt, die bisherIge RegIerung fortzuführen. wenn die 
Voraussetzungen für eine vertrauensvolle Zusammenarbeit geschaffen 
we'i'de~""._, .0. 0_. . ... ..... _ _ .• _ . • _: .• . 
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